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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 9 VG 11/08 B 
 
L 15 VG 8/07 (Bayerisches LSG) 
S 15 VG 7/04 (SG Nürnberg) 
 
 
 
1.  ………………………………….., 
 
 
2.  …………………………………., 
 
 
 
 
 

Klägerinnen, Antragstellerinnen und 
Beschwerdeführerinnen, 

 
g e g e n 

 
 
Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Zentrum Bayern Familie und Soziales 
- Landesversorgungsamt -, 
Hegelstraße 2, 95447 Bayreuth, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. Juli 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   D a u  und 

Dr.  K n ö r r    beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerinnen, ihnen für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts  

vom 4. März 2008 vor dem Bundessozialgericht Prozesskostenhilfe zu gewähren 

und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerinnen gegen die Nichtzulassung der Revision im vorgenannten 

Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Bayerische Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 4.3.2008 die Entscheidung des 

Beklagten und der Erstinstanz bestätigt, wonach den Klägerinnen aufgrund des Vorfalls vom 

19.8.2002 kein Anspruch auf Leistungen nach dem Opferentschädigungsgesetz (OEG) zusteht. 

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen. 

 

Die Klägerinnen haben gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil sinngemäß Be-

schwerde zum Bundessozialgericht (BSG) eingelegt und die Bewilligung von Prozess-

kostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt.  

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen, weil die Rechtsverfolgung 

vor dem BSG keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 SGG iVm § 114 Satz 1 

ZPO). Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 

SGG idF des Gesetzes vom 12.12.2007 <BGBl I 2840>) in der Lage wäre, die Nichtzulassungs-

beschwerde erfolgreich zu begründen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtsfrage grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen 

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zu-

lassungsgrund ist weder nach dem Vorbringen der Klägerin zu 1) noch nach summarischer 

Prüfung des Streitstoffes ersichtlich. 

 

Zunächst ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das von den 

Klägerinnen angegriffene Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. 

Grundsätzliche Bedeutung im Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie 

eine Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt 

(vgl BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; SozR 1500 § 160a Nr 39). Die Frage muss 

außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die Antwort darauf 

von vornherein praktisch außer Zweifel steht (vgl BSGE 40, 40 = SozR 1500 § 160a Nr 4) oder 

bereits höchstrichterlich entschieden ist (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Rechtsfragen 

dieser Art sind hier nicht ersichtlich. In diesem Verfahren geht es allein darum , ob der konkrete 

Vorfall am 19.8.2002 ein vorsätzlicher, rechtswidriger tätlicher Angriff iS von § 1 Abs 1 OEG 

war. Insoweit kann auf eine umfangreiche Rechtsprechung des BSG zurückgegriffen werden 

(vgl etwa BSG, Urteil vom 12.2.2003 - B 9 VG 2/02 R, SozR 4-3800 § 1 Nr 1 RdNr 9 ff; BSG, 

Urteil vom 10.12.2003 - B 9 VG 3/02 R, SozR 4-3800 § 1 Nr 5 RdNr 6 ff). 
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Eine Zulassung nach § 160 Abs 2 Nr 2 SGG scheidet ebenfalls aus. Die danach erforderliche 

Abweichung (Divergenz) ist gegeben, wenn das angefochtene Urteil auf einer bestimmten 

Rechtsauffassung beruht, die zu der in einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen  

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des BVerfG zugrunde gelegten Rechts-

ansicht im Widerspruch steht. Davon kann hier nicht ausgegangen werden. Solche Verfahrens-

mängel lassen sich auch nicht den vorliegenden Akten entnehmen. 

 

Schließlich ist auch kein Verfahrensmangel ersichtlich, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur 

Zulassung der Revision führen könnte. Soweit die Klägerinnen Verletzungen ihres Anspruchs 

auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG) und ihres Anspruchs auf ein faires Verfahren rügen, haben 

diese nicht dargelegt, worin diese Verstöße konkret bestehen sollen. Solche Verfahrensmängel 

lassen sich auch nicht den vorliegenden Akten entnehmen. 

 

Da den Klägerinnen keine Prozesskostenhilfe zusteht, können sie auch nicht die Beiordnung 

eines Rechtsanwalts beanspruchen (§ 73 Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

 

Die von den Klägerinnen persönlich eingelegte Beschwerde ist bereits deshalb unzulässig, weil 

diese insoweit nicht durch einen vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten 

vertreten sind (vgl § 73 Abs 4 SGG idF des Gesetzes vom 12.12.2007 <BGBl I 2840>). Das 

Rechtsmittel ist daher ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a Abs 4 

Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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